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Siehe auch:

Naturgefahren: Hochwasser;

Ableitung und Reinigung des 
Abwassers;

Biotope: Aktionsschwerpunkte;

Artenschutz;

Ökologische Vernetzung und 
Wildtierkorridore;

Ökologischer Ausgleich;

Wald

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle:
Sektion Gewässer des 
Tiefbauamtes

Gemeinden:

Alle

Kantonale Stellen:
BNS, WaldA, AfU, MelA, 
BRPA, LwA

Andere Kantone:
BE, NE, VD

Bund:
BWG, BUWAL

Andere Stellen:
NGK, Wasserbauunternehmen, 
Wasserkraftwerke

1. PROBLEMSTELLUNG

Die vielfältigen menschlichen Tätigkeiten (vor allem Landwirtschaft 
und Siedlung), die Schutzbauten gegen Hochwasser und die 
Verwendung von Wasser zu industriellen Zwecken und zur 
Bewässerung haben dazu beigetragen, den natürlichen Raum der 
Fliessgewässer zu verkleinern, die Häufigkeit und das Ausmass 
von Überschwemmungen zu erhöhen und die Restwassermengen 
zu verringern.

Insgesamt haben die Fliessgewässer dadurch einen Teil ihrer 
ökologischen und Selbstreinigungsfunktionen verloren. Ausserdem 
ist die Speisung des Grundwassers durch die Veränderungen im 
Bereich der Fliessgewässer betroffen.

Das Bundesgesetz über den Wasserbau (WBG) und das 
Bundesgesetz über den Gewässerschutz (GSchG) befürworten 
eine neue Betrachtungsweise, die darauf abzielt, den Zustand 
der Fliessgewässer so natürlich wie möglich zu belassen bzw. 
diesen Zustand wiederherzustellen und parallel dazu den 
Hochwasserschutz durch Planungsmassnahmen (Verlegung der 
menschlichen Tätigkeiten in ungefährdete Zonen) und Unterhalts-
arbeiten sicherzustellen, so dass Schutzbauten überflüssig 
werden. Das GSchG verbietet das Überdecken oder Eindolen 
von Fliessgewässern und verlangt, dass bereits eingedolte oder 
überdeckte Bäche offen gelegt werden. Ausnahmen können 
bewilligt werden, wenn technische Gründe vorliegen oder wenn 
eine offene Wasserführung für die landwirtschaftliche Nutzung 
erhebliche Nachteile mit sich bringen würde.

Damit Fliessgewässer ihre hydraulischen und ökologischen 
Funktionen erfüllen können, muss ihnen ein Raum zur Verfügung 
stehen, der frei von Bauten und Anlagen bleibt. Dadurch kann 
das Wasser auch bei Hochwasser ohne Schäden anzurich-
ten abfliessen und der Wert des Gewässers als natürlichen 
Lebensraum bewahrt werden. Dieser Bereich, der nicht verbaut 
werden darf, wird als minimaler Raumbedarf von Fliessgewässern 
bezeichnet.

In Sachen Abflussbewirtschaftung befürwortet das GSchG 
verschiedene Massnahmen zur Verzögerung der Abflüsse von 
Oberflächenwasser aus Siedlungsgebieten sowie die Erhaltung 
bzw. die Wiederherstellung angemessener Restwassermengen 
bei Wasserentnahmen in Fliessgewässern.

Die Hochwasserschutzstrategie wird unter dem Thema 
«Naturgefahren: Hochwasser» behandelt, die Regulierung der 
Ableitung von Oberflächenwasser unter dem Thema « Ableitung 
und Reinigung des Abwassers».

Die Bundesgesetzgebung sieht verschiedene Studien zur Festlegung 
der kantonalen Politik in Sachen Fliessgewässer vor. Eine Zustands-
analyse der Fliessgewässer auf Kantonsebene ist auf der Grundlage 
spezifischer Studien vorzunehmen, zu denen insbesondere 
gehören:

In Verbindung mit dem Wasserbau:
· Ereigniskataster.

· Hochwasser-Gefahrenkarten.

· Kataster des minimalen Raumbedarfs von Fliessgewässern.

· Kataster der Hochwasserschutzbauten.

· Hochwasserschutz-Massnahmenkonzepte.

Zwei erläuternde Berichte sind 
zum Verständnis dieses Themas 
verfügbar: «Verbauung, 
Renaturierung der Fliessgewässer 
und Abflussbewirtschaftung» und 
«Wasserkreislauf»

>
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In Verbindung mit der Renaturierung:
· Kataster des Raumbedarfes für die Fliessgewässer.

· Kataster des qualitativen und ökomorphologischen Zustands 
der Fliessgewässer.

· Renaturierungsprogramm.

In Verbindung mit der Abflussbewirtschaftung:
· Inventar der Entnahmen.

· Karten der Niederwasserabflüsse.

Diese Daten haben vor allem die verschiedenen Mängel und 
die kantonalen Aktionsschwerpunkte in Sachen Verbauung, 
Renaturierung von Fliessgewässern und Abflussbewirtschaftung 
zu verdeutlichen.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Die kantonale Politik in Sachen Verbauung, Renaturierung der 
Fliessgewässer und Abflussbewirtschaftung hat sich folgende 
Ziele gesetzt:
· Gewährleistung des Hochwasserschutzes von Menschen 

und erheblichen Sachwerten auf einem im Verhältnis zu den 
potenziellen Risiken akzeptierbaren Niveau.

· Verbesserung oder Erhaltung der nützlichen ökomorphologischen 
Bedingungen der Fliessgewässer im gesamten Kanton, um 
insbesondere ihre Selbstreinigungsfähigkeit und ihre Biodiversität 
zu gewährleisten.

· Durchführung der notwendigen Grundlagenstudien, um eine 
koordinierte Politik in Sachen Fliessgewässer zu betreiben.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Verbauung der Fliessgewässer

· Erhaltung der Sicherheit und der ökologischen Funktionen 
der Fliessgewässer, vorrangig durch Planungs- und Unterhalts-
massnahmen. Das bedeutet insbesondere, dass der minimale 
Raumbedarf von Fliessgewässern gesichert werden muss 
– sowohl bei eingelegten Abschnitten als auch bei solchen 
mit offener Wasserführung.

· Verbot, neue Bauten innerhalb des minimalen Raumbedarfs zu 
errichten. Für bestehende Bauten können Unterhaltsmassnahmen 
vorgesehen werden.

· Bevorzugung von Unterhaltsmassnahmen gegenüber baulichen 
Massnahmen im Bereich der Fliessgewässerverbauungen.

· Vermeidung jeder Veränderung des natürlichen Abflussregimes, 
die sich auf den ökomorphologischen Zustand auswirken 
könnte.

· Förderung der natürlichen Dynamik und der Vielfalt der 
Fliessgewässer, insbesondere das Übertreten in potenzielle 
Überschwemmungszonen.

· Begrenzung der Eingriffe in den Geschiebehaushalt der Auen-
gebiete.
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Renaturierung der Fliessgewässer

· Durchführung von Renaturierungsmassnahmen an Orten, wo die 
Fliessgewässer Mängel, einen offenkundigen Verbesserungs-
bedarf und das beste Aufwertungspotenzial aufweisen.

· Ergänzung - je nach Gelegenheit und Bedarf - der ökologi-
schen und fischereilichen Aufwertung der Fliessgewässer durch 
die Wiederherstellung eines möglichst naturnahen Zustands 
der eingedolten Abschnitte oder durch die Beseitigung nicht 
mehr benötigter Anlagen (ehemalige Fabrikwehre usw.)

· Sicherstellung der freien Fischwanderung durch Bau von 
Aufstiegshilfen oder Beseitigung von Hindernissen.

Abflussbewirtschaftung

· Förderung der Sanierung von Wasserentnahmen, die nicht 
den diesbezüglichen Bestimmungen der Bundesgesetzgebung 
entsprechen.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

Verbauung und Renaturierung der Fliessgewässer

· Bemühung um die koordinierte Durchführung der Hochwasser- 
Schutzmassnahmen und der ökologischen Aufwertungsmass-
nahmen für Fliessgewässer.

· Berücksichtigung der bestehenden Nutzung der Grundstücke 
und der weitgehend verbauten Umgebungen bei der Festlegung 
des minimalen Raumbedarfs und der sich daraus ergebenden 
Massnahmen.

· Neuordnung des Unterhalts natürlicher Fliessgewässer durch 
die Suche nach Synergien, insbesondere für Uferbestockungen 
und bestockte Böschungen, unter Beizug der Sachkenntnis 
und Mittel der Forstdienste.

· Förderung der Renaturierung der Fliessgewässer bei der 
Durchführung von Schutz- oder Renaturierungsmassnahmen 
durch die Suche nach Synergien mit den im Sinne 
des Natur- und Heimatschutzgesetzes durchgeführ ten 
ökologischen Ausgleichsmassnahmen oder mit den im Rahmen 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung realisierten Massnahmen 
(Strassenbau, Bodenverbesserungen usw.).

· Optimierung der Hochwasserschutzprojekte, indem jenen 
Bauten der Vorzug gegeben wird, die - bei gleichem Schutz- 
und Wirksamkeitsgrad - die ökologischen Funktionen der 
Fliessgewässer am ehesten erhalten oder verbessern, und 
zugleich Einbezug von Massnahmen, die geeignet sind, ihren 
natürlichen Verlauf wiederherzustellen.

· Durchführung ökologischer Ausgleichsmassnahmen bei Bauten, 
welche die ökologischen Funktionen der Fliessgewässer 
beeinträchtigen.

Abflussbewirtschaftung

· Förderung der Sanierung von Wasserentnahmen oder von 
bestehenden Anlagen im Rahmen der Renaturierungsprojekte 
von Fliessgewässern, insbesondere in Auengebieten.
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3. AUFGABENVERTEILUNG

Der Kanton:
· Legt die Politik für die Verbauung und Renaturierung der 

Fliessgewässer fest.

· Erteilt die Konzessionen für die Nutzung der öffentlichen 
Gewässer; in diesem Rahmen sorgt er dafür, dass die 
Beschlüsse angemessene Restwassermengen in den Fliess-
gewässern gewährleisten.

· Sichert die Finanzierung der kantonalen Grundlagen, nach 
Abzug der Bundessubventionen.

· Gewährt die kantonalen Subventionen für Verbauungs-, 
Renaturierungs- und Unterhaltsmassnahmen der Fliessgewässer 
bzw. eventuelle Hilfen oder Beteiligungen, um die Sanierung 
von Anlagen zu finanzieren.

Die Raumplanungs-, Umwelt- und Baudirektion:
· Legt die Prioritäten in Sachen Renaturierung der Fliessgewässer 

fest.

· Erteilt die Bewilligungen für die Nutzung der öffentlichen 
Gewässer.

· Trifft Entscheide zur Sicherstellung angemessener Restwasser-
mengen in den Fliessgewässern.

Die Direk t ion der  Ins t i t u t ionen und der  Land -  und 
Forstwirtschaft:
· Erteilt die fischereirechtlichen Bewilligungen, die durch techni-

sche Eingriffe in die Gewässer, ihren Wasserhaushalt oder ihren 
Verlauf sowie Eingriffe in die Ufer, das Bett der Fliessgewässer 
und den Grund der Seen erforderlich sind.

Die interdisziplinäre Arbeitsgruppe der Kantonsverwaltung:
· Verfolgt die Erarbeitung der Grundlagen im Bereich der Fliess-

gewässer.

· Erarbeitet das Renaturierungsprogramm der Fliessgewässer.

· Sichert die Koordination der Verbauungs-, Renaturierungs- und 
Abflussbewirtschaftungsprojekte.

Die Sektion Gewässer des Tiefbauamtes:
· Ist (über die NGK) an der Koordination der kantonalen 

Grundlagen im Bereich der Naturgefahren beteiligt.

· Nimmt, in Zusammenarbeit mit der interdisziplinäre Arbeitsgruppe 
der Kantonsverwaltung, die Koordination und die Begleitung 
des Katasters des minimalen Raumbedarfs von Fliessgewässern 
wahr.

· Übernimmt die Koordination und Begleitung der Studien zu 
Verbauungs- und Renaturierungsmassnahmen für Fliessgewässer 
und überwacht deren Ausführung;

· Erstellt die Karten der Niederwasserabflüsse.

· Übernimmt, in Zusammenarbeit mit der interdisziplinären 
Arbeitsgruppe der Kantonsverwaltung, die Koordination und die 
Begleitung der Sanierungsstudien in Sachen Bewirtschaftung 
der Niederwasserabflüsse.

· Behandelt die Konzessions- und Bewilligungsgesuche für die 
Nutzung der öffentlichen Gewässer.
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· Verwaltet die öffentlichen Gewässer und kontrolliert deren 
Nutzung.

· Informier t  und beteil igt sich an den Arbeiten der 
Gebietskörperschaften, die für die Verbauung und Renaturierung 
der Fliessgewässer zuständig sind.

· Gibt im Rahmen der Ortsplanung die Informationen weiter, 
die die Fliessgewässer betreffen.

· Übt die wasserbaupolizeiliche Aufsicht aus; sie nimmt in 
dieser Hinsicht Stellung zu den Wasserbauvorhaben und den 
Baugesuchen für Objekte, die in der Nähe von Fliessgewässern 
liegen oder sich auf diese auswirken; sie kontrolliert die 
Einhaltung der Auflagen und legt besondere Auflagen fest, 
insbesondere was die Festlegung des minimalen Raumbedarfes 
der Gewässer und die Bauabstände betrifft; sie kann nötigen-
falls zusätzliche Untersuchungen auf Kosten des Gesuchstellers 
verlangen.

· Berät die betroffenen Instanzen über die Berücksichtigung der 
Gefahren, Massnahmen und Auflagen in Sachen Hochwasser, 
Erhaltung der Fliessgewässer und Sicherung des minimalen 
Raumbedarfs.

· Legt, in Zusammenarbeit mit dem Amt für Umwelt, die 
Bedingungen für die Ableitung des Oberflächenwassers 
fest, die in die Generellen Entwässerungspläne (GEP) der 
Gemeinden aufzunehmen sind.

· Behandelt die Subventionsgesuche.

Das Amt für Umwelt:
· Übernimmt die Koordination und Begleitung der GEP-Studien 

und deren Ausführung;

· Genehmigt nach Stellungnahme der SGeW die Einleitung des 
Oberflächenwassers in die Fliessgewässer für die Bauprojekte 
ausserhalb der GEP-Perimeter.

· Nimmt unter dem Gesichtspunkt des Gewässerschutzes 
Stellung zu den Verbauungs- und Renaturierungsvorhaben 
von Fliess-gewässern.

· Führt den Kataster des qualitativen und ökomorphologischen 
Zustands der Oberflächengewässer nach.

· Bestimmt für die oberirdischen Gewässer die eventuellen 
Gewässerschutzbereiche Ao und die Zuströmbereiche Zo.

Das Amt für Wald, Wild und Fischerei, Ableitung Wild und 
Fischerei:
· Nimmt unter dem Gesichtspunkt der Fischerei und der 

Wassertiere Stellung zu den Verbauungs- und Renaturierungs-
projekten von Fliessgewässern.

· Achtet im Rahmen der mit Fliessgewässern zusammenhängenden 
Projekte und Planungen auf den Schutz der bedrohten Fischarten 
und auf die freie Fischwanderung.

Das Büro für Naturschutz:
· Nimmt unter  dem Gesichtspunk t  des Natur-  und 

Landschaftsschutzes Stellung zu den Verbauungs- und 
Renaturierungsprojekten von Fliessgewässern.
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Die Regionen:
· Berücksichtigen die Grundlagen und Grundsätze zum Standort 

bei der Erarbeitung ihrer regionalen Studien.

Die Gemeinden:
· Berücksichtigen in ihren Planungen den minimalen Raumbedarf 

von Fliessgewässern und den Bauabstand zu diesem 
Raum.

· Berücksichtigen in ihren Planungen die eingedolten Abschnitte 
von Fliessgewässern in dem nicht überbauten Gebiet.

· Berücksichtigen in ihren Planungen die für die Rückhaltung 
und Versickerung des Oberflächenwassers notwendigen 
Flächen.

· Können anstelle des Wasserbauunternehmens die Verbauung 
und Renaturierung von Fliessgewässern vornehmen und für 
deren Unterhalt sorgen.

· Üben die direkte Aufsicht der Fliessgewässer aus, die nicht 
Gegenstand eines Wasserbauunternehmens sind.

Die Nachbarkantone:
· Koordinieren die Grundlagenstudien, Verbauungen und 

Renaturierungen von Grenzfliessgewässern.

Die Wasserkraftwerke:
· Koordinieren die mit dem Unterhalt der Wasserbauten zusam-

menhängenden Massnahmen, insbesondere die Reinigung 
und Spülung der Stauräume.

· Sorgen für die von der Gesetzgebung festgelegten Restwasser-
mengen.

Die Wasserbauunternehmen:
· Stellen die Verbauung (Bau und Unterhalt) und Renaturierung 

von Fliessgewässern sicher.

Die anliegenden Eigentümer:
· Sorgen für den laufenden Unterhalt der Fliessgewässer, falls 

kein Gemeinwesen dafür zuständig ist.

4. UMSETZUNG

KANTONALE STUDIE FÜR DEN SACHBEREICH

Die Umsetzung der Strategie und die Durchführung der Eingriffe 
in Sachen Verbauung, Renaturierung und Abflussbewirtschaftung 
erfordert die Einführung zusätzlicher gesetzlicher Bestimmungen 
in organisatorischer Hinsicht und um Anreize zu schaffen; dazu 
gehören insbesondere:
· die Aufteilung der Kompetenzen innerhalb der Kantons-

verwaltung.

· die Definition der benötigten Grundlagen und Planungs-
instrumente und ihrer Verfahren.

· die Überprüfung der Kompetenzen der Gebietskörperschaften in 
Sachen Renaturierung von Fliessgewässern und die Festlegung 
der Subventionsbedingungen.

· die Prüfung der Zusicherungsmöglichkeiten besonderer staatlicher 
Hilfen für die Finanzierung von Anlagensanierungen.
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· die Überprüfung der Kompetenzen in Sachen Unterhalt der 
Fliessgewässer und der Subventionnierungsmöglichkeiten in 
diesem Bereich.

In Ermangelung eines Renaturierungsprogramms für den gesamten 
Kanton und angesichts verschiedener Notfallsituationen werden die 
Konzepte für Hochwasser-Schutzmassnahmen unter Rücksichtnahme 
auf die ökologischen Funktionen der Fliessgewässer erarbeitet.

Für die Durchführung eines Renaturierungsprogramms der 
Fliessgewässer auf Kantonsebene werden folgende Grundlagen 
berücksichtigt:
· Hochwasser-Gefahrenkarten.

· Kataster des minimalen Raumbedarfs von Fliessgewässern.

· Kataster des qualitativen und ökomorphologischen Zustands 
der Fliessgewässer.

· Karten der Niederwasserabflüsse.

Die Gegenüberstellung der Ergebnisse der Grundlagen lässt die 
Bedürfnisse in den verschiedenen untersuchten Bereichen erkennen 
und erlaubt, das Renaturierungsprogramm zu definieren, das 
die Prioritäten für sämtliche Fliessgewässer des Kantons enthält. 
Durch diese Gegenüberstellung lassen sich zudem die Gebiete 
festlegen, für welche ein Hochwasser-Schutzmassnahmenkonzept 
zu erarbeiten ist.

Auf der Grundlage der festgelegten Prioritäten wird der Inhalt 
des kantonalen Richtplans durch die zusätzlichen Kriterien und 
Grundsätze ergänzt, mit deren Hilfe sich die verschiedenen 
Typen, Standorte und Eingriffsprioritäten unterscheiden lassen. 
Eine kartographische Darstellung der verschiedenen Prioritäten 
wird ebenfalls in den kantonalen Richtplan integriert

Hinsichtlich der Gewährleistung angemessener Restwassermengen 
hat der Kanton bei der Erneuerung der Konzessionen, aber auch 
schon für laufende Konzessionen Massnahmen zu ergreifen, um 
die gesetzlich vorgeschriebenen Fristen einhalten zu können.

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Kantonale Grundlagen

Die vom Kanton erstellten Studien, Planungen und Projekte:
· Berücksichtigen die Grundlagen und die Grundsätze zum 

Standort.

· Werden gegebenenfalls angepasst, um auf die Bedürfnisse 
des Hochwasserschutzes und der ökologischen Aufwertung 
der Fliessgewässer Rücksicht zu nehmen.

Ortsplanung

Der Zonennutzungsplan:

· Sichert den minimalen Raumbedarf von Fliessgewässern, 
vorzugsweise durch Schutzzonen, in zweiter Linie durch eine 
der bestehenden Zonennutzung überlagerten Abgrenzung 
des minimalen Raumbedarfs.

· Sicher t den Raum, der für die Verwirk lichung der 
Schutzmassnahmen nötig ist.

· Sichert bei eingedolten Fliessgewässern den Geländestreifen, 
auf dem kein Bauvorhaben ausgeführt werden darf.

Siehe Thema «Naturgefahren: 
Hochwasser»

>
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· Bezeichnet die Gebäude, die nicht den Vorschriften entspre-
chen, weil sie sich innerhalb des minimalen Raumbedarfs 
befinden.

Der Landschaftsrichtplan:

· Berücksichtigt den minimalen Raumbedarf von Fliessgewässern 
bei Bauzonenerweiterungen.

· Bildet die eingedolten Fliessgewässer ab, deren Verlauf nur 
annähernd bekannt ist.

· Bildet die Trassen ab, die für die Freilegung des Fliessgewässers 
zu sichern sind und nicht dem Verlauf der bestehenden 
Kunstbaute entsprechen.

Das Baureglement der Gemeinde:

· Bestimmt die Baugrenzen mit Bezug auf den minimalen 
Raumbedarf des Fliessgewässers oder mit Bezug auf das 
Fliessgewässer selber.

· Regelt den Unterhalt oder den Abbruch von unvorschriftsmä-
ssigen, innerhalb des minimalen Raumbedarfs befindlichen 
Gebäuden.

· Legt fest, welche Bauvorhaben im und am minimalen Raumbedarf 
zulässig sind.

· Zusätzliche Untersuchungen auf Kosten der Gemeinde können 
durchgeführt werden, wenn Meinungsverschiedenheiten beste-
hen, insbesondere hinsichtlich des Renaturierungsbedarfs und 
-potenzials oder der Zweckmässigkeit und Bedeutung des 
Raumbedarfes.

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTES

Die einzuhaltenden Verfahren werden durch die gültigen Gesetze, 
Verordnungen und Reglemente festgelegt, insbesondere:

Projekte in Zusammenhang mit der Wassserbaustrategie

· Auf kantonaler Ebene: Gesetz über den Wasserbau (WBG), 
Raumplanungs- und Baugesetz (RPBG), Wegleitung der 
Raumplanungs-, Umwelt- und Baudirektion zur Behandlung 
der Verbauungsprojekte von Fliessgewässern.

· Auf Bundesebene: Gesetz über den Wasserbau (BGWB) 
und dessen Ausführungsverordnung (WBV).

Projekte in Zusammenhang mit der Renaturierungsstrategie

· Die unter «Projekte im Zusammenhang mit der Verbauungs-
strategie» aufgeführten Gesetze und Wegleitung.

· Auf Bundesebene: Gesetz über den Gewässerschutz (GSchG) 
und dessen Ausführungsverordnung (GSchV), Gesetz über die 
Fischerei (BGF), Gesetz über den Natur- und Heimatschutz 
(NHG) und dessen Anwendungsverordnungen.

Projekte in Zusammenhang mit der Abflussbewirtschaftungs-
strategie

Die Verfahren beruhen im Wesentlichen auf den Art. 29ff. und 
80ff. GSchG und den Art. 33ff. GSchV.



2 0 .  Ve r b a u u n g ,  Re n a t u r i e r u n g  d e r  F l i e s s g e w ä s s e r  u n d  A b f l u s s b e w i r t s c h a f t u n g

T S. 9   18.03.2008

Weitere Projekte

In diesem Kontext hat der Gesuchsteller:
· Sich bei der Gemeinde, gegebenenfalls bei der Sektion 

Gewässer des Tiefabauamtes, über die Auflagen zu erkundigen, 
die für einen Standort in Fliessgewässernähe bestehen.

· Ein Vorgesuch vorzulegen, vor allem wenn Vorschrif ten 
über Abstände fehlen oder zu Anwendungsschwierigkeiten 
führen, oder wenn die vorbeugenden Massnahmen zu 
Beurteilungsproblemen der Standortsicherheit führen.

· Ein vollständiges Baugesuch einzureichen, das der 
Gesetzgebung, dem Planungs- und Baureglement und gege-
benenfalls den bei der Vorprüfung festgelegten besonderen 
Auflagen entspricht.

· Die Kosten für die Durchführung der durch das Planungs- und 
Baureglement oder die zuständigen Dienststellen verlangten 
Untersuchungen zu tragen.
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